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Der Bundesminister Bonn, den 24. April 1972 

für Städtebau und Wohnungswesen 
L3-0201 13-3/1 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Wohnungsbau 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Ott, Niegel, Geisen- 
hofer, Schedl, Engelsberger, Kiechle, Dr. Wittmann 
(München) und Genossen 
- Drucksache VI/3328 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


Ziel der von der Bundesregierung betriebenen stabilitäts- 
gerechten Wohnungsbaupolitik ist es, das Wohnungsangebot 
der Wohnungsnachfrage anzupassen, um damit den Woh- 
nungsbedarf zu decken. Nur bei einem ausgeglichenen Woh- 
nungsmarkt lassen sich Baupreis- und Mietsteigerungen auf ein 
Minimum reduzieren. 

Kennzeichen eines ausgeglichenen Wohnungsmarktes ist u. a. 
ein der Nachfrage angepaßtes Angebot von Kleinwohnungen 
und größeren Wohnungen. Ändert sich das Nachfragegefüge, 
so muß auch das entsprechende Wohnungsangebot angepaßt 
werden. Nachfragebedingte, d. h. marktkonforme Veränderun- 
gen im Gefüge des Wohnungsangebotes sind daher keine 
Seltenheit. 


Die Einzelfragen beantworte ich wie folgt: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung eine Meldung von VWD 
Nr. 40, wonach beim Wohnungsbau eine rückschrittliche Ent- 
wicklung in der Weise vor sich geht, daß der Anteil der Klein- 
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Wohnungen immer mehr (von 1966 bis 1971 um etwa v33 v. H.) 
steigt und der Anteil der größeren Wohnungen (1966 bis 1971 
um 15 V. H.) immer weniger wird? 

Die in der Frage zitierte VWD-Meldung geht auf eine Verlaut- 
barung der Geschäftsstelle öffentliche Bausparkassen zurück, 
in der auf den stetigen Anstieg der Nachfrage nach Kleinwoh- 
nungen und den entsprechend steigenden Anteil der Klein- 
wohnungen am Wohnungsbau hingewiesen wurde. In der Ver- 
lautbarung heißt es wörtlich: 

„Nach Ansicht der Geschäftsstelle öffentliche Bauspar- 
kassen werden Kleinwohnungen langfristig noch stärker 
gefragt sein. Das dürfte vor allem für die Zweiraum- 
wohnung gelten, in der Wohn- und Schlafbereich getrennt 
sind. Diese Wohnungen eignen sich vor allem für allein- 
stehende berufstätige Frauen oder auch alleinlebende 
ältere Personen und Ehepaare. Für sie ist die Kleinwoh- 
nung wirtschaftlicher und praktischer als eine große Wohn- 
einheit." 

Auch die Bundesregierung wertet den der Nachfrage entspre- 
chenden Anteil von Ein- und Zweiraumwohnungen am Woh- 
nungsneubau durchaus positiv. Wie der Bericht des Arbeits- 
kreises „Belange der Frau im Wohnungs- und Städtebau" 
(Heft 5 der Schriftenreihe des Gesamtverbandes Gemeinnützi- 
ger Wohnungsunternehmen 1971) deutlich gemacht hat, besteht 
in der Wohnungsversorgung der Alleinstehenden noch ein er- 
heblicher Nachholbedarf. Dasselbe gilt für die Wohnungs- 
versorgung älterer Ehepaare. Dementsprechend fordert das 
Zweite Wohnungsbaugesetz auch für den öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbau die angemessene Berücksichtigung der 
Wohnbedürfnisse der Alleinstehenden und der alten Men- 
schen. Die Erhöhung des Anteils kleinerer, für Alleinstehende 
und ältere Ehepaare bestimmter Wohnungen am öffentlich 
geförderten sozialen Wohnungsbau entspricht somit den Ziel- 
vorstellungen des Gesetzgebers. Die Förderung - in der Regel 
kleinerer - Altenwohnungen im sozialen Wohnungsbau hat 
wohnungspolitisch zudem einen doppelten Nutzen, weil die 
alten Menschen, die in die neugeschaffenen Altenwohnungen 
einziehen, z. T. größere Wohnungen des Wohnungsbestandes 
für Familien freimachen. 


2. Wie groß waren die durchschnittlichen Wohnungsgrößen 

a) im gesamten Wohnungsbau, 

b) im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau 

in der Bundesrepublik Deutschland seit dem Jahr 1950 bis ein- 
schließlich 1971? 

Die Antwort auf diese Frage ergibt sich aus nachstehender 
Übersicht: 
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Durchschnittliche Wohnungsgröße 



Gesamter Wohnungsbau 

Öffentlich geförderter 
sozialer Wohnungsbau 

Jahr 

Räume 

qm (einschließlich : 

Küche) 

je Wohnung | 

Räume 

qm (einschließlich 
Küche) 
je Wohnung 

1952 

54,83 

3,36 

- 

— 

1953 

55,46 

3,40 

51,68 

3,30 

1954 

57,85 

3,52 

54,28 

3,44 

1955 

60,38 

3,62 

56,56 

3,54 

1956 

61,74 

3,68 

57,69 

3,60 

1957 

63,65 

3,76 

59,40 

3,69 

1958 

66,32 

3,85 

62,31 

3,81 

1959 

68,22 

3,92 

64,68 

3,93 

1960 

70,38 

4,00 

65,63 

3,92 

1961 

72,46 

4,08 

66,99 

3,94 

1962 

74,04 

4,13 

68,31 

3,98 

1963 

75,81 

4,21 

70,32 

4,07 

1964 

77,26 

4,25 

71,82 

4,13 

1965 

79,24 

4,30 

73,53 

4,18 

1966 

80,54 

4,31 

74,92 

4,20 

1967 

81,75 

4,32 

75,14 

4,18 

1968 

82,05 

4,29 

74,58 

4,09 

1969 

82,55 

4,29 

74,54 

4,08 

1970 

83,85 

4,30 

75,37 

4,07 

1971 

84,93 

4,32 

Ergebnisse liegen noch 
nicht vor 


Aus der Übersicht ergibt sich, daß die Wohnfläche und die 
Zahl der Räume im gesamten Wohnungsbau im Trend ansteigt. 
Im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau ist zwar die 
Zahl der Räume in den letzten Jahren etwas gesunken, die 
Wohnfläche steigt aber auch hier stetig an. 


Lauritzen 



